
ZEWpolicybrief
Florian Buhlmann (ZEW), Eric Sommer (IZA), Holger Stichnoth (ZEW)

Verteilungswirkungen der Reformpläne  
der Großen Koalition: Rentner und Familien 
sind die Hauptprofiteure

Das stabile Wirtschaftswachstum der vergangenen Jahre hat finanzielle Spielräume im deutschen 
Staatshaushalt geschaffen. Diese will die neu gebildete Große Koalition unter anderem nutzen, 
um breite Bevölkerungsschichten zu entlasten. Im Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD sind 
dazu eine ganze Reihe von sozial- und steuerpolitischen Reformmaßnahmen aufgeführt, deren 
Verteilungseffekte in der vorliegenden Untersuchung abgeschätzt werden. Um das Ausmaß der 
Verteilungseffekte festzustellen, wird das verfügbare Haushaltseinkommen vor und nach der Re-
form ermittelt. Unterstellt wird auch, dass sämtliche Maßnahmen heute eingeführt werden, auch 
wenn deren Umsetzung selbstverständlich für unterschiedliche Zeitpunkte geplant ist.
Folgende Maßnahmen werden in den Berechnungen berücksichtigt: die weitgehende Abschaf-
fung des Solidaritätszuschlags, die Erhöhung des Kindergeldes und des Kinderfreibetrags, die 
Abschaffung der Obergrenze beim Kinderzuschlag, die Abschaffung der Kita-Gebühren, die Ab-
senkung der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung und die paritätische Finanzierung der Kranken-
versicherungsbeiträge zu gleichen Teilen durch Beschäftigte und Betriebe. Außerdem werden die 
Stabilisierung des Rentenniveaus bei 48 Prozent und die Ausweitung der Mütterrente untersucht.
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ZENTRALE ERGEBNISSE //

 ͮ Die Berechnungen identifizieren Familien der Mittelschicht sowie ältere Bürgerinnen und 
Bürger als Hauptprofiteure der Reformen.

 ͮ Um dem Problem der Kinderarmut zu begegnen, ist die ins Auge gefasste pauschale 
Anhebung des Kindergelds kein probates Mittel.

 ͮ Die geplante Abschaffung der Kitagebühren kommt Besserverdienenden stärker zugute,  
da Niedrigverdiener vielfach bereits heute geringere Kitagebühren zahlen.
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BERECHNUNG DER VERTEILUNGSWIRKUNGEN  
MIT DEM ZEW/IVA-MIKROSIMULATIONSMODELL

Der Koalitionsvertrag der neu gebildeten Großen Koalition sieht eine Reihe von sozial- und steu-
erpolitischen Maßnahmen vor. Die vorliegende Analyse betrachtet die zu erwartenden Vertei-
lungswirkungen dieser Maßnahmen, untersucht also, welche Bevölkerungsgruppen in welchem 
Umfang von einer Umsetzung dieser Vorhaben profitieren würden.
Die Berechnungen wurden mit dem ZEW/IZA-Mikrosimulationsmodell (Löffler et al., 2014) durch-
geführt. Datengrundlage bildet das Sozioökonomische Panel (SOEP), eine jährliche repräsenta-
tive Haushaltserhebung und eine der meist genutzten Datenquellen in der Ungleichheitsfor-
schung. Auf Basis von Informationen zu Einkommen, Erwerbstätigkeit und Haushaltskontext 
sowie einer detaillierten Abbildung des deutschen Steuer- und Transfersystems (Rechtsstand 
2018) wird das verfügbare Haushaltseinkommen vor und nach der Reform ermittelt. Mögliche 
Verhaltensanpassungen – etwa bei der Arbeitszeit, dem Renteneintritt oder der Kinderzahl – wer-
den hier ausgeklammert.
Die folgenden Maßnahmen werden in den Berechnungen berücksichtigt: die weitgehende Ab-
schaffung des Solidaritätszuschlags, die Erhöhung des Kindergeldes und des Kinderfreibetrags, 
die Abschaffung der Obergrenze beim Kinderzuschlag, die Abschaffung der Kita-Gebühren, die 
Absenkung der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung und schließlich die paritätische Finanzie-
rung der Krankenversicherungsbeiträge zu gleichen Teilen durch Beschäftigte und Betriebe. 
Die im Koalitionsvertrag aufgeführten Reformmaßnahmen sind für unterschiedliche Zeitpunkte an-
gedacht. Dies erschwert eine Vergleichbarkeit der Einkommenseffekte, zumal die Einkommensver-
teilung und die Bevölkerungsstruktur für die kommenden Jahre nicht sicher prognostiziert werden 
können. Aus diesem Grunde wird unterstellt, dass sämtliche Maßnahmen heute eingeführt werden.

DURCHWEG FINANZIELLE ENTLASTUNG DER PRIVATHAUSHALTE

Die Maßnahmen sorgen durchweg für finanzielle Entlastungen bei den Privathaushalten. Im 
Schnitt hat jede Haushalt 490€ pro Jahr mehr in der Tasche. Die Entlastung verteilt sich jedoch 
nicht einheitlich über die Einkommensverteilung. Bezieher mittlerer Einkommen profitieren im 
Umfang von etwa 2 Prozent ihres Gesamtbetrags der Einkünfte, während die Entlastungen an den 
Rändern der Einkommensverteilung weniger ins Gewicht fallen. Quantitativ fällt die Absenkung 
des Solidaritätszuschlags am stärksten ins Gewicht; diese ist für etwa die Hälfte der Entlastung 
im Einkommensbereich von 80.000 bis 150.000 € brutto verantwortlich. Die niedrigeren Sozial-
versicherungsbeiträge sind dagegen die dominierende Komponente für Bruttoeinkommen bis 
40.000 €. Das höhere Kindergeld kommt eher in unteren Einkommensbereichen zum Tragen, da 
für höhere Einkommen die Inanspruchnahme des Kinderfreibetrags attraktiver ist. Die Abschaf-
fung der Kitagebühr sorgt für vernachlässigbare Entlastungen am unteren Ende der Einkommens-
verteilung; diese Haushalte sind in der Regel auch derzeit schon von den Beiträgen befreit. Statt-
dessen steigt die Entlastungswirkung der Beitragsbefreiung mit dem Einkommen. 
Betrachtet man die Wirkungen nach Haushaltstypen, fällt auf, dass Familien mit einer Entlastung 
von über 1.000 € jährlich in besonderem Maße von den Reformen profitieren würden. Hier wir-
ken sich das höhere Kindergeld/die höheren Kinderfreibeträge und die Abschaffung der Kita-Ge-
bühren aus. Auch vom niedrigeren Solidaritätszuschlag profitieren Familien aufgrund ihres hö-
heren Einkommens in stärkerem Maße als Singles.
In einem zweiten Schritt beziehen wir zusätzlich die laut Koalitionsvertrag geplante Stabilisierung 
des Rentenniveaus bis 2025 auf dem heutigen Niveau von 48 Prozent mit ein. Darüber hinaus 
bekommen Mütter, die vor 1992 drei oder mehr Kinder geboren haben, das dritte Jahr der Erzie-
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hungszeit auf den Rentenanspruch angerechnet. Die Gegenfinanzierung dieser Maßnahmen er-
folgt in der Simulation durch eine proportionale Anhebung der Rentenbeitragssätze. Die ebenfalls 
vorgesehene Einführung einer Grundrente für langjährige Versicherte und die Rentenversiche-
rungspflicht für Selbstständige werden nicht analysiert.
Nach dem Rentenversicherungsbericht 2017 der Bundesregierung liegt das Sicherungsniveau vor 
Steuern durch die Bruttostandardrente in den Jahren 2017 und 2018 bei 48,2 Prozent und fällt 
erst im Jahr 2025 auf 47,4 Prozent. Die im Koalitionsvertrag vereinbarte Haltelinie von 48 Prozent 
würde sich laut dieser Prognose also nur im Jahr 2025 auswirken. Der Bundesverband der Arbeit-
geber beziffert die Kosten für diese Stabilisierung des Rentenniveaus in Abhängigkeit von der 
konjunkturellen Entwicklung auf 4 bzw. 15 Milliarden Euro jährlich. Die Kosten der zusätzlichen 
Mütterrente werden von der Deutschen Rentenversicherung auf rund 3,5 Milliarden Euro jährlich 
beziffert. Diese Summen dienen für unsere Berechnungen als Grundlage, um sowohl den Anstieg 
der individuellen Renten als auch die notwendige Erhöhung der Beiträge zu simulieren. Wie ein-
gangs erwähnt, unterstellen wir in den Berechnungen eine Einführung sämtlicher Maßnahmen 
bereits im Jahr 2018. Die zusätzlichen 7,5 bzw. 18,5 Milliarden Euro gehen in den Rechnungen 
also an die aktuellen Rentner. Zur Gegenfinanzierung der 7,5 Milliarden Euro wird der Beitrags-
satz in der Simulation auf 19,54 Prozent angehoben. Bei einem höheren Finanzierungsbedarf von 
18,5 Milliarden Euro müsste der Beitragssatz entsprechend stärker steigen; der Koalitionsvertrag 
sieht jedoch eine Haltelinie bei 20% vor, die in der Simulation berücksichtigt wird. Dadurch ist 
allerdings, anders als im Szenario bei guter Konjunktur, die Gegenfinanzierung nicht vollständig. 
Die Differenz würde vermutlich aus Steuermitteln gedeckt; eine Gegenfinanzierung dieser Mehr-
ausgaben bei den Steuern ist im Szenario jedoch nicht berücksichtigt.
Wie in der Grafik deutlich wird, profitiert bei Beibehaltung der Kita-Gebühren klar die Altersgrup-
pe über 65 Jahren mit durchschnittlich 622 Euro mehr pro Haushalt und Jahr sowie die Alters-
gruppe der 40- bis 64-Jährigen mit durchschnittlich 511 Euro mehr pro Haushalt und Jahr. Den 
Haushalten der 26- bis 39-Jährigen würden im Schnitt 442 Euro mehr pro Jahr und den 18- bis 
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DURCHSCHNITTLICHE VERÄNDERUNG DES VERFÜGBAREN EINKOMMENS  
IN PROZENT

Die Grafik zeigt die durchschnittliche Veränderung des verfügbaren Einkommens in einzelnen Komponenten relativ zum durchschnittlichen verfügbaren Einkommen im Status 
quo. Die Stabilisierung des Rentenniveaus und die Mütterrente sind dabei nicht berücksichtigt.  Quelle: ZEW/IZA-Mikrosimulationsmodell auf Basis des SOEP v32
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25-Jährigen 161 Euro mehr pro Haushalt und Jahr zur Verfügung stehen. Wird die Kita-Gebühr ge-
kippt, erhalten die Haushalte der 26- bis 39-Jährigen durchschnittlich pro Jahr 743 Euro mehr und 
zählen somit zu den Spitzenreitern. Die Altersgruppe ab 65 Jahren bleibt bei im Schnitt 622 Euro 
mehr pro Haushalt und Jahr, die Gruppe der 40- bis 64-Jährigen würde 572 Euro mehr und die 
Gruppe der 18- bis 25-Jährigen 224 Euro mehr pro Haushalt und Jahr erhalten. Im zweiten Sze-
nario, unter Annahme einer schlechteren konjunkturellen Entwicklung, profitieren Rentner deut-
lich mehr durch die Rentenanpassung. Der Grund hierfür ist, dass bei schlechterer konjunkturel-
ler Entwicklung mehr Geld ausgegeben werden muss, um das Rentenniveau zu stabilisieren. 

SCHLUSSFOLGERUNGEN //

Das stabile Wirtschaftswachstum der vergangenen Jahre hat Spielräume im Staatshaushalt ge-
schaffen. Die neu gebildete Große Koalition hat sich auf eine Reihe von Maßnahmen geeinigt, die 
breite Bevölkerungsschichten entlasten sollen. 
Unsere Berechnungen identifizieren Familien der Mittelschicht sowie ältere Bürgerinnen und Bür-
ger als Hauptprofiteure der Reformen. Haushalte am oberen und unteren Ende der Einkommens-
verteilung profitieren relativ gesehen am geringsten. Es fällt jedoch auf, dass ein Großteil des 
Geldes nach dem Gießkannenprinzip verteilt wird. Die Abschaffung der Kitagebühren kommt so-
gar den Besserverdienenden stärker zugute, da Haushalte mit geringen Einkommen vielfach be-
reits heute niedrigere Kitagebühren zahlen. Wenn die Politik etwas gegen das erhöhte Armutsri-
siko von Kindern tun will, sollte das zusätzliche Geld, das jetzt für die Familien da ist, 
zielgenauer für die finanzielle Unterstützung und Förderung der sozialen Teilhabe von Kindern 
aus einkommensschwachen Familien eingesetzt werden.

↗
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